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See the notice on TED website 471790-2023 - Competition
Germany-Bonn: Research and development services and related consultancy services
OJ S 149/2023 04/08/2023
Contract notice
Services

Legal Basis:
Directive 2014/24/EU

Section I: Contracting authority

Name and addresses
Official name: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung
Postal address: Deichmanns Aue 31-37
Town: Bonn
NUTS code: DEA22 Bonn, Kreisfreie Stadt
Postal code: 53179
Country: Germany
E-mail: rueckfragepool@bbr.bund.de

:Internet address(es)
Main address: http://www.bbsr.bund.de

Communication
The procurement documents are available for unrestricted and full direct access, free of 
charge, at: https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=530711
Additional information can be obtained from the abovementioned address
Tenders or requests to participate must be submitted electronically via: https://www.evergabe-
online.de/tenderdetails.html?id=530711

Type of the contracting authority
Ministry or any other national or federal authority, including their regional or local subdivisions

Main activity
Other activity: Bauwesen, Raumordnung und Stadtentwicklung

Section II: Object

Scope of the procurement

Title
ExWoSt - Konzeptionelle Analysen und Mikrosimulation von Reformvorhaben im Wohngeld
Reference number: 10.04.04-23.210

Main CPV code
73000000 Research and development services and related consultancy services

Type of contract
Services

Short description
Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) hat die 
Gesetzgebungskompetenz für das Wohngeldrecht innerhalb der Bundesregierung. Daher 

https://ted.europa.eu/en/notice/-/detail/471790-2023
mailto:rueckfragepool@bbr.bund.de?subject=TED
http://www.bbsr.bund.de
https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=530711
https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=530711
https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=530711
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muss das BMWSB mit Blick auf den Zweck des Wohngeldes fortlaufend und damit auch 
zukünftig dafür sorgen, dass eine Zielerreichung bezüglich der angestrebten 
Entlastungswirkung der Sozialleistung gewährleistet ist. Zum 1.Januar 2023 trat die bisher 
größte Wohngeldreform seit Bestehen des Wohngeldes in Kraft. Infolge der „Wohngeld Plus“ 
Reform haben deutlich mehr Haushalte erstmals oder wieder einen Anspruch auf Wohngeld 
und die Wohngeldbeträge wurden deutlich erhöht. Es wurde eine Klimakomponente zur 
Abschwächung der Belastungen infolge von energetischen Sanierungen sowie eine 
Heizkostenkomponente zur Dämpfung der Belastung angesichts gestiegener Energiepreise 
eingeführt. Auch nach dieser Reform besteht die Aufgabe, das Wohngeld konzeptionell zu 
verbessern und das Wohngeldrecht entsprechend weiterzuentwickeln, für das BMWSB fort. 
Vor dem Hintergrund sich ändernder Rahmenbedingungen (z.B. veränderte Voraussetzungen 
auf den Wohnungsmärkten) soll mithilfe des Wohngeldes auch zukünftig angemessenes und 
familiengerechtes Wohnen wirtschaftlich gesichert werden. Zudem ist es erforderlich, 
rechtliche Änderungen in angrenzenden sozialen Sicherungssystemen im Hinblick auf die 
Auswirkungen auf die Ausgaben und Empfängerzahlen des Wohngeldes zu bewerten. 
Beispiele hierfür sind u.a. die Anpassung der Regelbedarfe im Bürgergeld (SGB II / SGB XII) 
oder Anpassungen im Bereich der vorrangigen Leistungen (z.B. Kinderzuschlag oder 
Unterhaltsvorschuss). Zudem wird das Wohngeld am 1.Januar 2025 im Rahmen der 
Dynamisierung an die Entwicklung des allgemeinen Mietenniveaus und der Verbraucherpreise 
angepasst. Für die Bewertung dieser Maßnahmen ist eine geeignete wissenschaftliche und 
empirische Fundierung erforderlich, die mit diesem Projekt abgedeckt werden soll. Die 
Forschungsergebnisse sind damit eine zentrale Information- und Entscheidungsgrundlage für 
den Bund.
Zentraler Bestandteil des Forschungsvorhabens sind strukturelle Analysen, konzeptionelle 
Vorschläge und daran angelehnte Mikrosimulationsanalysen, um das BMWSB bei der 
konzeptionellen Weiterentwicklung des Wohngeldes zu unterstützen. Zudem ist eine 
Abschätzung von Kosten und Wirkungen der Dynamisierung des Wohngeldes sowie 
gegebenenfalls weiterer zukünftiger Anpassungsmaßnahmen im Wohngeldsystem 
erforderlich. Zu analysierende Aspekte sind beispielsweise die Entlastungswirkung des 
Wohngeldes bei den Wohnkosten, Unterschiede nach Haushaltstypen oder regionalem 
Mietenniveau. Bei rechtlichen Änderungen im Wohngeld oder angrenzenden sozialen 
Sicherungssystemen ist insbesondere die Wirkung auf die Zahl der Empfänger, die Höhe des 
Wohngeldes und auf die Wohngeldausgaben zu beziffern.
Für das Projekt werden seitens des Auftragnehmers eigenständige konzeptionelle Vorschläge 
zur Weiterentwicklung des Wohngeldes erwartet, die mit dem Auftraggeber, dem BMWSB und 
ggf. weiteren Teilnehmern im Rahmen von Fachgesprächen diskutiert werden. Hierfür sind 
entsprechende Kenntnisse und Erfahrungen im Fachgebiet des Wohngeldsystems und der 
angrenzenden sozialen Sicherungssysteme (insbesondere der Grundsicherung nach SGB II / 
SGB XII und der vorrangigen Sozialleistungen wie Kinderzuschlag sowie Leistungen für 
Bildung und Teilhabe bzw. der zukünftigen Kindergrundsicherung) erforderlich und seitens des 
Auftragnehmers nachzuweisen.

Estimated total value
Value excluding VAT: 168 067,23 EUR

Information about lots
This contract is divided into lots: no

Description

Place of performance
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NUTS code: DEA22 Bonn, Kreisfreie Stadt

Description of the procurement
siehe "Leistungsbeschreibung"

Award criteria
Price is not the only award criterion and all criteria are stated only in the procurement 
documents

Estimated value
Value excluding VAT: 168 067,23 EUR

Duration of the contract, framework agreement or dynamic purchasing system
Start: 05/09/2023 End: 31/07/2025
This contract is subject to renewal: no

Information about variants
Variants will be accepted: no

Information about options
Options: yes
Description of options: 
siehe "Leistungsbeschreibung"

Information about European Union funds
The procurement is related to a project and/or programme financed by European Union funds: 
no

Additional information

Section III: Legal, economic, financial and technical information

Conditions for participation

Suitability to pursue the professional activity, including requirements relating to 
enrolment on professional or trade registers
List and brief description of conditions: 
Es ist eine Eigenerklärung gem. §§ 122 ff. des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) in Verbindung mit §§ 42 ff. der Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
(VgV) einzureichen. Dies hat zwingend mittels der Einheitlichen Europäischen Eigenerklärung 
zu erfolgen, ein Nachweis der finanziellen Leistungsfähigkeit und des Nichtvorliegens von 
Ausschlussgründen mittels anderer Belege ist nicht zulässig.
Die Einheitliche Europäische Eigenerklärung ist in der Form des Anhangs 2 der 
Durchführungsverordnung (EU) 2016/7 der Kommission vom 5. Januar 2016 zur Einführung 
des Standardformulars für die Einheitliche Europäische Eigenerklärung (ABl. L 3 vom 
6.1.2016, S. 16) zu übermitteln. Sie ist handschriftlich zu unterschreiben bzw. rechtsgültig zu 
signieren. Hierfür steht ein Online-Formular zur Verfügung unter https://eee.evergabe-online.
de/

Economic and financial standing
List and brief description of selection criteria: 
Es ist eine Eigenerklärung gem. §§ 122 ff. des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) in Verbindung mit §§ 42 ff. der Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge 

https://eee.evergabe-online.de/
https://eee.evergabe-online.de/
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(VgV) einzureichen. Dies hat zwingend mittels der Einheitlichen Europäischen Eigenerklärung 
zu erfolgen, ein Nachweis der finanziellen Leistungsfähigkeit und des Nichtvorliegens von 
Ausschlussgründen mittels anderer Belege ist nicht zulässig.
Die Einheitliche Europäische Eigenerklärung ist in der Form des Anhangs 2 der 
Durchführungsverordnung (EU) 2016/7 der Kommission vom 5. Januar 2016 zur Einführung 
des Standardformulars für die Einheitliche Europäische Eigenerklärung (ABl. L 3 vom 
6.1.2016, S. 16) zu übermitteln. Sie ist handschriftlich zu unterschreiben bzw. rechtsgültig zu 
signieren. Hierfür steht ein Online-Formular zur Verfügung unter https://eee.evergabe-online.
de/

Technical and professional ability
List and brief description of selection criteria: 
siehe "Eignungskriterien"

Section IV: Procedure

Description

Type of procedure
Open procedure

Information about a framework agreement or a dynamic purchasing system

Information about the Government Procurement Agreement (GPA)
The procurement is covered by the Government Procurement Agreement: no

Administrative information

Time limit for receipt of tenders or requests to participate
Date: 04/09/2023 10:00Local time: 

Estimated date of dispatch of invitations to tender or to participate to selected 
candidates

Languages in which tenders or requests to participate may be submitted
German

Minimum time frame during which the tenderer must maintain the tender
Duration in months: 2 (from the date stated for receipt of tender)

Conditions for opening of tenders
Date: 04/09/2023 10:00Local time: 

Section VI: Complementary information

Information about recurrence
This is a recurrent procurement: no

Additional information
weitere verbindliche Regelungen siehe "Informationen zur Vergabe"

Procedures for review

Review body
Official name: Vergabekammer des Bundes

https://eee.evergabe-online.de/
https://eee.evergabe-online.de/
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Postal address: Villemombler Straße 76
Town: Bonn
Postal code: 53123
Country: Germany
Internet address: http://www.bundeskartellamt.de

Review procedure
Precise information on deadline(s) for review procedures: 
Gemäß § 160 Nr. 4 GWB ist der Antrag unzulässig, soweit mehr als 15 Kalendertage nach 
Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen 
sind.

Date of dispatch of this notice
31/07/2023

http://www.bundeskartellamt.de

